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An die Landesparlamente 

Übersendung des Abschlussberichts des Beauftragten der Bundesregierung für die 

Anliegen von Opfern und Hinterbliebenen von terroristischen Straftaten im Inland 

Sehr geehrte Landtagspräsidentinnen und Landtagspräsidenten, sehr geehrte Präsidentin, 

sehr geehrter Präsidenten, 

anliegend übersende ich Ihnen meinen Abschlussbericht zur Kenntnis. Diesen habe ich am 

2. November 2021 veröffentlicht und in der Bundespressekonferenz vorgestellt.

In den vergangenen Jahren haben wir viel erreicht, um die Unterstützung von Betroffenen 

von terroristischen und extremistischen Anschlägen entscheidend zu verbessern. Der Bericht 

bietet einen Überblick darüber, wie mein Team und ich die Betroffenen in praktischer, psy-

chologischer und finanzieller Hinsicht unterstützt haben.  

Ein wesentlicher Teil meiner Arbeit war die Betreuung der Betroffenen der Anschläge in Ber-

lin (2016), Halle (Saale) und Landsberg (2019), Hanau (2020) und Dresden (2020), die der 

Bericht darstellt. Viele der Betroffenen haben sich mit unterschiedlichen Anliegen und Kritik-

punkten an mich gewandt, die ich in meinen Bericht aufgenommen habe. Darüber hinaus 

enthält er weitere Vorschläge für Verbesserungen, um Betroffene von Anschlägen noch bes-

ser zu unterstützen. 

Daneben werden meine politische Arbeit und die Netzwerkarbeit auf nationaler und internati-

onaler Ebene ausgeführt.  

Professor Dr. Edgar Franke, MdB 
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Den Abschlussbericht können Sie auch unter folgendem Link abrufen und herunterladen: 

https://www.bmjv.de/SharedDocs/Downloads/DE/Fachinformationen/2021_Abschlussbe-

richt_Opferbeauftragter.pdf?__blob=publicationFile&v=6 

 

Eine Zusammenfassung der wesentlichen Änderungen finden Sie hier: 

https://www.bmjv.de/SharedDocs/Downloads/DE/Fachinformationen/2021_Abschlussbe-

richt_Opferbeauftragter_Zusammenfassung.pdf?__blob=publicationFile&v=3 

 

Ich bedanke mich für die vertrauensvolle und konstruktive Zusammenarbeit. Lassen Sie uns 

weiterhin gemeinsam dafür eintreten, dass die Anliegen der Betroffenen von terroristischen 

Anschlägen Gehör finden. 

 

Mit freundlichen Grüßen 
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„Hilfe nach einem Terroranschlag“ 

 

                                                           
1 Dazu gehören Hinterbliebene, Verletzte, Augenzeuginnen und Augenzeugen sowie Inhaberinnen und Inhaber 
von Geschäften, die durch das Anschlagsgeschehen zu Tatorten wurden. 

https://www.bmjv.de/SharedDocs/Publikationen/DE/Terroranschlag_Infoblatt.pdf?__blob=publicationFile&v=11


 

 

 

 

 



 

www.hilfe-info.de

 

 

Finanzierung von Opferhilfeeinrichtungen langfristig sicherstellen: 

 

Angleichung des Opferentschädigungsrechts an die Standards der gesetzlichen Unfallversicherung 
(GUV): 

 

 

 

Aufklärung und Transparenz im Ermittlungsverfahren: 

 

Sensibilisierung aller Ermittlungsbehörden für Belange von Betroffenen von Straftaten: 

 

Qualitätsoffensive in den Versorgungsämtern: 

 

http://www.hilfe-info.de/


 

 

Ausweitung des Mandats des Bundesopferbeauftragten auf extremistische Straftaten größeren Aus-
maßes und terroristische Straftaten im Ausland: 

 

Schaffung zentraler Opferschutzstrukturen in Brandenburg und im Saarland: 

 

 

Einführung einer Fachanwaltschaft für Opferrechte: 

 

Umfassende Übernahme von Fahrtkosten für psychosoziale Prozessbegleitung: 
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